Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3296 


Antrag 

der Abgeordneten 

Dorn, Dr. Miessner, Ertl, Dr. Rutschke, Forsch, Opitz, Jung, 
Ollesch, Schmidt (Kempten), Schultz (Gau-Bischofsheim) 
und der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 

Personen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. Oktober 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1685), zuletzt 
geändert durch das Finanzplanungsgesetz vom 
23. Dezember 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 697), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 Buchstaben b und c werden 
jeweils hinter den Worten „gezwungen 
waren,“ die Worte „ihr Amt oder“ eingefügt. 

b) In Nummer 3 werden das Wort „und“ sowie 
das Komma hinter dem Wort „Militäran- 
wärter“ gestrichen und die Worte „und die 
Versorgungsanwärter," angefügt. 

c) Folgende Nummer 3 a wird eingefügt: 

„3 a. die Berufssoldaten der früheren Wehr- 
macht — bei Umsiedlern und Vertrie- 
benen der Wehrmacht des Herkunfts- 
landes — , die nach dem ersten Welt- 


krieg ohne Versorgung entlassen und 
im zweiten Weltkrieg als Soldaten des 
Beurlaubtenstandes wiederverwendet 
worden sind,“. 

2. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 tritt hinter dem Wort „Ein- 
richtungen“ an die Stelle des Kommas ein 
Semikolon; folgender zweiter Halbsatz wird 
angefügt: „hierzu gehören auch Vereinigun- 
gen, Einrichtungen und Unternehmungen in 
privatrechtlicher Rechtsform, die von Kör- 
perschaften des öffentlichen Rechts zur Er- 
füllung ihrer Aufgaben eingerichtet wurden 
und deren gesamtes Kapital (Grundkapital, 
Stammkapital) sich am 8. Mai 1945 aus- 
schließlich in der öffentlichen Hand befand,“. 

b) In Satz 2 erster Halbsatz werden hinter dem 
Wort „Nichtgebietskörperschaften“ die 
Worte „und sonstigen Einrichtungen inner- 
halb des Reichsgebietes“ eingefügt. 

c) In Satz 3 tritt hinter dem Wort „Einrichtun- 
gen“ an die Stelle des Wortes „und“ ein 
Komma; hinter dem Wort „Verbände" wer-, 
den die Worte „und Organisationen der 
deutschen Volksgruppen“ eingefügt. Ferner 
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tritt hinter den Worten „berücksichtigt wer- 
den" an die Stelle des Kommas ein Semiko- 
lon; der zweite Halbsatz erhält folgende 
Fassung: 

„dies gilt nur, wenn ihr im Heimatstaat an- 
erkannter Aufgabenkreis dem einer Reichs-, 
Länder- oder Gemeindedienststelle oder 
einer am 30. Januar 1933 im Reichsgebiet 
bestehenden Nichtgebietskörperschaft gleich- 
zuachten war, es sei denn, daß auf Grund der 
besonderen Verhältnisse des Heimatstaates 
der dort anerkannte Aufgabenkreis im 
Reichsgebiet nicht gegeben war." 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummern 2 und 3 werden jeweils hinter 
den Worten „Kategorisierungs-(Entnazifi- 
zierungs-, Spruchkammer-jBescheid" die 
Worte „unter Einstufung in die Gruppe I 
oder Gruppe II der Befreiungs-(Entnazifizie- 
rungs-)Gesetze" eingefügt. 

b) In den Nummern 3 a und 3 b werden jeweils 
am Ende die Worte „sofern dies durch eine 
abschließende Entscheidung eines deutschen 
ordentlichen Gerichts rechtskräftig festge- 
stellt worden ist," angefügt. 

c) In Nummer 4 wird folgender Halbsatz ange- 
fügt: 

„sofern die Voraussetzungen der Nummer 
3 a erfüllt sind,". 

d) In Nummer 5 werden hinter den Worten 
„wieder erwerben" die Worte „oder beibe- 
halten," eingefügt. 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 werden die Bezeichnung 
„1." sowie die Worte „bis zum 31. Dezem- 
ber 1952" und das Wort „oder" gestrichen. 
Hinter das Wort „haben" wird ein Punkt ge- 
setzt. 

b) Absatz 1 Nr. 2 und 3 sowie die Absätze 2 
und 3 werden gestrichen. 

5. § 4 a wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut des § 4 a wird Ab- 
satz 1 und erhält folgende Fassung: 

„(1) Den unter §§ 1 oder 2 fallenden Per- 
sonen, die im Falle der Rückkehr Rechte nach 
Kapitel I dieses Gesetzes geltend machen 
könnten, sowie ihren Hinterbliebenen hat 
die oberste Dienstbehörde (§ 60) von dem 
Erfordernis der Begründung eines Wohn- 
sitzes oder dauernden Aufenthalts im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes auf Zeit oder 
auf Dauer Befreiung zu gewähren, wenn 
diese Rückkehr aus Krankheits-, Alters- oder 
aus familiären Gründen nicht zumutbar ist. 


Satz 1 gilt auch für die Hinterbliebenen 
(§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 2) vor dem 9. Mai 1945 
verstorbener Angehöriger oder Versor- 
gungsempfänger des öffentlichen Dienstes, 
die im Erlebensfälle bei Rückkehr Rechte 
hätten geltend machen können. § 159 des 
Bundesbeamtengesetzes bleibt unberührt." 

b) Folgender neuer Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend für unter 
§§ 1 oder 2 fallende Personen, die nach dem 
8. Mai 1945 aus Krankheits- oder Alters- 
gründen das Vertreibungsgebiet oder die 
unter fremder Verwaltung stehenden Ost- 
gebiete nicht verlassen konnten." 


6. § 4 b wird gestrichen. 


7. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden hinter dem Wort 
„gelten" das Komme gestrichen und die 
Worte „als mit Ablauf des 8. Mai 1945 in 
den Ruhestand getreten," angefügt. Die 
Nummern 1 und 2 werden gestrichen. In Ab- 
satz 1 Satz 2 werden die Worte „Buch- 
stabe b" gestrichen. 

b) Folgende neue Absätze 3 und 4 werden an- 
gefügt: 

„(3) Polizeivollzugsbeamte gelten nach 
Vollendung des zehnten Dienstjahres als 
Beamte auf Lebenszeit. 

(4) Bei Polizeivollzugsbeamten bestimmt 
sich die Dienstunfähigkeit nach § 101 Abs. 1 
des Beamtenreditsrahmengesetzes. " 


8. In § 6 Abs. 2 Sätze 1, 2 und 3 werden jeweils 
die Worte „Buchstabe b" gestrichen. 


9. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Unberücksichtigt bleiben Ernennun- 
gen oder Beförderungen, die 

a) beamtenrechtlichen Vorschriften 
widersprechen und nicht durch 
besondere Verhältnisse in den 
nach dem 31. Dezember 1937 in 
das Deutsche Reich eingeglieder- 
ten Gebieten begründet waren 
oder 

b) nachweisbar wegen enger Ver- 
bindung zum Nationalsozialismus 
vorgenommen worden sind, es sei 
denn, daß die Ernennung oder 
Beförderung nach den in diesem 
Zeitpunkt geltenden Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften auch 
ohne die enge Verbindung zum 
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Nationalsozialismus hätte vorge- 
nommen werden können. 

Das gleiche gilt für Verbesserungen des 
Besoldungsdienstalters und der ruhegehalt- 
fähigen Dienstzeit. Bei Anwendung des Sat- 
zes 1 Buchstaben a und b ist in jedem Falle 
der Rechtsstand zu gewähren, der im Ver- 
lauf der Dienstlaufbahn bis zum 8. Mai 1945 
voraussichtlich erreicht worden wäre. Unter 
die Bestimmungen des Satzes 1 Buchstabe b 
fallen jedoch nur solche Personen, die durch 
rechtskräftigen Kategorisierungs-(Entnazifi- 
zierungs-, Spruchkammer-)Bescheid in die 
Gruppen I oder II des Befreiungsgesetzes 
eingestuft worden sind. Für alle übrigen 
Personen entfallen die auf der bisherigen 
Fassung des Absatzes 1 beruhenden Ein- 
schränkungen mit Wirkung vom 1. Januar 
1969." 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Die Anwendung des Absatzes 1 wird 
vorbehaltlich der Entscheidung im Rechts- 
mittelzuge nach Ablauf eines Jahres nach 
Zustellung des auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Feststellungsbescheides ausge- 
schlossen, es sei denn, daß erhebliche neue 
Tatsachen hervorgetreten sind, die bei der 
Feststellung der Bezüge (Vorauszahlungen) 
nicht bekannt waren. Das gleiche gilt, wenn 
nach dem Tage der Antragstellung zwei 
Jahre vergangen sind." 


10. § 8 wird gestrichen. 


11. § 19 Satz 3 ist entsprechend den Anträgen zu 
§§ 7, 8, 29 Abs. 4 und § 31 zu ändern. 

In § 19 Satz 3 werden die Worte „den §§ 7, 8 
und 31" ersetzt durch die Worte „§ 7". 


12. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor der Zahl 
„181" die Worte eingefügt: „180 Abs, 2 
Nr. 1, §" und folgender Satz 2 eingefügt: 

„Die bei sonstigen Einrichtungen gemäß § 2 
Abs. 1 Nr. 1 verbrachten Dienstzeiten stehen 
einer Dienstzeit nach § 115 Abs. 1 des Bun- 
desbeamtengesetzes gleich." 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

b) Absatz 3 Satz 2 zweiter Halbsatz erhält 
folgende Fassung: „sind Ruhestandsbeamte 
und andere mit lebenslänglicher Versorgung 
entlassene Personen im zweiten Weltkrieg 
als Soldaten oder Wehrmachtsbeamte des 
Beurlaubtenstandes wiederverwendet wor- 
den, so findet Halbsatz 1 ebenfalls Anwen- 
dung. " 


Folgender neuer Satz 3 wird eingefügt: 

„Sind diese Personen hierbei in einem ihrem 
früheren Dienstverhältnis entsprechenden 
Dienstzweig verwendet worden, so werden 
die im neuen Dienstverhältnis erlangten Be- 
förderungen berücksichtigt." 

Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

c) Folgender neuer Absatz 4 wird eingefügt: 

„(4) Zeiten einer Kriegsgefangenschaft 
und eines Gewahrsams nach dem 8. Mai 
1945 im Sinne des § 1 Abs. 1 bis 4 des Heim- 
kehrergesetzes in der Fassung des Gesetzes 
vom 17. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 931) und des § 1 des Häftlingshilfegeset- 
zes in der Fassung vom 25. Juli 1960 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 579) sowie eines über den 
8. Mai 1945 hinaus andauernden und eines 
im Anschluß an die Entlassung aus Kriegs- 
gefangenschaft oder Gewahrsam verbrachten 
Lazarett- oder Krankenhausaufenthaltes gel- 
ten als Dienstzeiten im Sinne des Besol- 
dungs- und Versorgungsrechts, jedoch nicht 
über die Vollendung des fünfundsechzigsten 
Lebensjahres hinaus." 

d) In dem bisherigen Absatz 4, der Absatz 5 
wird, werden die Worte „des § 126" durch 
die Worte „der §§ 126, 132" ersetzt. 


13. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut des § 30 wird Ab- 
satz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„ (2) Ist in den Fällen des Absatzes 1 
Satz 1 die Dienstunfähigkeit die Folge von 
Krankheit, Verwundung oder sonstiger Be- 
schädigung, die der Beamte sich ohne grobes 
Verschulden bei Ausübung oder aus Veran- 
lassung des Dienstes zugezogen hat, so 
findet § 109 Abs. 1 des Bundesbeamtenge- 
setzes keine Anwendung. Absatz 1 Satz 3 
gilt entsprechend." 


14. § 31 wird gestrichen. 


15. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Ab- 
satz 2 eingefügt: 

„(2) Unter § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben a 
bis d sowie Nr. 2 und 3 fallende Personen, 
die bis zur Eingliederung des Sudetenlandes, 
der Bildung des Protektorats Böhmen und 
Mähren, der Eingliederung des Landes 
Österreich oder anderer Gebiete in das Deut- 
sche Reich oder bis zum Verlassen eines 
sonstigen Vertreibungsgebietes im Her- 
kunftsland im öffentlichen Dienst standen 
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und bei ihrer Verv/endung im deutschen | 
öffentlichen Dienst bis zum 8. Mai 1945 ; 
nicht ihrer früheren Rechtsstellung oder ' 
ihrem Rechtsstande entsprechend wieder- 
verwendet worden sind und am 9. Mai ' 
1945 weder das fünfundsechzigste Lebens- i 
jahr vollendet hatten noch dienstunfähig ' 
waren, sind bei Anwendung des Gesetzes ■ 
so zu behandeln, wie wenn das Dienst- j 
Verhältnis im Herkunftsland fortbestanden 
hätte." 

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Ab- | 

Sätze 3 und 4. Im jetzigen Absatz 4 Satz 1 I 
werden die Worte „zur Hälfte, jedoch in der 
Regel nicht über zehn Jahre hinaus, als" j 
gestrichen; hinter das Wort „ruhegehalt- : 
fähig" tritt ein Semikolon, die Worte „zu ; 
berücksichtigen" werden durch die Worte I 
„§ 29 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt" er- i 
setzt". I 

I 

c) Folgender neuer Absatz 5 wird angelügt: 

"(5) Anträge aufgrund der Dritten Ver- , 
Ordnung über die Rechtsverhältnisse der i 
ehemaligen tschechoslowakischen öffentlich- ’ 
rechtlichen Bediensteten in den sudeten- 
deutschen Gebieten vom 30. September 1940 
(Reichsgeset/bl. I S. 1323) können noch bis 

zum gestellt 

werden. Dies gilt sinngemäß für die aus dem 
ehemaligen Protektorat Böhmen und Mähren 
zugezogenen Personen." 


16. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 wird dtn Satzteil „,die die 
Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 1 er- 
füllen," gestrichen. Hinter Satz 3 wird der 
Punkt durch ein Semikolon ersetzt und 
folgenden zweiter Halbsatz angefügt: 

„für die Anwendung des Absatzes 3 gelten 
sie jedoch bis zum y\blauf des 31. März 1951 
als Beamte zur Wiederverwendung." 

b) Absatz 2 wird gestrichen, 

c) In dem bisherigen Absatz 3, der Absatz 2 
wird, wird nach Satz 1 folgender neuer 
Satz 2 eingefügt: 

„Dies gilt auch für Beschäftigungszeiten bei 
Verbänden von Körperschaften, Anstalten i 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie 
bei Vereinigungen, Einrichtungen und Unter- 
nehmen, deren gesamtes Kapital (Grund- 
kapital, Stammkapital) sich in öffentlicher 
Hand befindet (§ 158 Abs. 5 Satz 1 und 
Satz 2 Buchstabe a des Bundesbeamten- 
gesetzes in der bis zum 31. Dezember 1966 
geltenden Fassung) sowie für die nach dem > 
8. Mai 1945 vor der Ausweisung, Aussied- | 
lung oder Flucht im ölfentlichen Dienst des I 
Herkunftslandes zurückgelegten Beschäfti- 
gungszeiten." 


In dem bisherigen Satz 2, der Satz 3 wird, 
werden im ersten Halbsatz die Worte 
„31. März 1951" durch die Worte „Eintritt 
in den Ruhestand" ersetzt. Im zweiten Halb- 
satz tritt hinter den Worten „kann berück- 
sichtigt werden" an die Stelle des Kommas 
ein Punkt. Die Worte „wobei für die beiden 
erstgenannten Zeiten § 106 Abs. 2 Satz 2 
des Bimdesbeamtengesetzes entsprechend 
gilt." werden gestrichen. 

Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden 4 und 5. 

Folgender neuer Satz 6 wird angefügt: 

„Bei den gemäß Absatz 1 Satz 1 mit Ablauf 
des 30. September 1961 in den Ruhestand 
getretenen Beamten zur Wiederverwendung 
gilt auch die seit dem 1. Oktober 1961 im 
öffentlichen Dienst verbrachte Zeit als ruhe- 
gehaltfähig und als Dienstzeit im Sinne des 
Besoldungsrechts, jedoch nicht über die 
Vollendung des fünfundsechzigsten Lebens- 
jahres hinaus." 

17. ln § 36 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Nummer 5 gilt entsprechend für Berufssoldaten 
und berufsmäßige Angehörige des Reichsarbeits- 
dienstes." 

18. § 37 a Satz 1 zweiter Halbsatz erhält folgende 
Fassung: 

„für Polizeivollzugsbeamte gilt dies, wenn sie 
am 8. Mai 1945 die in § 13 des Deutschen 
Polizeibeamtengesetzes vom 24. Juni 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 653) hinsichtlich des Lebens- 
alters und der Vorbildung geforderten Voraus- 
setzungen für die Anstellung auf Lebenszeit er- 
füllten und mindestens zehn Jahre Polizei- 
dienst abgeleistet hatten." 

19. In § 37 b Abs. 2 Satz 1 werden hinter den 
Worten „der Beamte" die Worte „ohne Rück- 
sicht auf den Zeitpunkt der Antragstellung" ein- 
gefügt; hinter den Worten „berücksichtigt wird" 
tritt an die Stelle des Semikolons ein Punkt; 
der zweite Halbsatz wird gestrichen. 


20. In § 38 Satz 2 zweiter Halbsatz wird hinter den 
Worten „verstorben ist" ein Komma eingefügt; 
die Worte von „und durch" bis „erfüllt" werden 
durch folgenden Satzteil ersetzt: 

„wobei Satz 1 zweiter Halbsatz entsprechend 
gilt". 

21. In § 39 Abs. 1 wird die Nummer 3 gestrichen. 


22. § 48 wird wie lolgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden „8" und „31" gestrichen. 
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b) Folgender neuer Absatz 4 wird angefügt: i 26. 

„(3) Bei Berufssoldaten der früheren ! 
Wehrmacht oder berufsmäßigen Angehöri- 
gen des früheren Reichsarbeitsdienstes, die 
vor dem 8. Mai 1945 mit lebenslänglicher 
Dienstzeitversorgung aus dem Dienst ent- 
lassen worden sind (§ 1 Abs. 1 Nr. 3 und 4) j 
sowie bei Ruhestandsbeamten (§ 1 Abs. 1 | 

Nr. 2) gelten die Zeiten einer Kriegs- | 
gefangenschaft oder eines Gewahrsams im ; 
Sinne des § 1 Abs. 1 bis 4 des Heimkehrer- i 
gesetzes in der Fassung des Gesetzes vom 
17. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 931) 
und im Sinne des § 1 des Häftlingshilfe- 
gesetzes in der Fassung vom 25. Juli 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 579), wenn die Kriegs- 
gefangenschaft oder der Gewahrsam wegen 
der Zugehörigkeit oder früheren Zugehörig- 
keit zu einem militärischen oder militär- 
ähnlichen Verband oder wegen des vor dem 
Eintritt in den Ruhestand bekleideten Amtes 
vollzogen wurde, als Dienstzeit im Sinne des 
Besoldungs- und Versorgungsrechts, jedoch 
nicht über das vollendete fünfundsechzigste 
Lebensjahr hinaus. Ihre Dienstzeitversor- 
gung ist entsprechend festzusetzen." 


§ 52 a Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 erhält der zweite Halbsatz fol- 
gende Fassung: 

„auf die nach dem ersten Halbsatz erforder- 
liche Dienstzeit sind Zeiten nach § 29 Abs. 4 
und § 35 Abs. 2 Satz 1 bis 3 anzurechnen." 

b) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Übergangsbezüge werden von dem am 
8. Mai 1945 zugestandenen ungekürzten Ar- 
beitseinkommen (Vergütung oder Lohn) in 
Höhe desjenigen Hundertsatzes gewährt, der 
sich bei Anwendung der für die Dienstzeit 
nach Satz 1 maßgebenden Ruhegehaltssätze 
des § 118 des Bundesbeamtengesetzes er- 
gibt; § 52 d bleibt unberührt." 

c) ln Satz 3 treten an die Stelle der Worte 
„§§ 7 bis 9 und 31 mit den sich aus § 52 
Abs. 3 Satz 4, 5 dieses Gesetzes ergebenden 
Maßgaben" die Worte „§§ 7 und 9 dieses 
Gesetzes." 

d) In Satz 4 treten an die Stelle der Worte 
„§ 156 Abs. 2, §§" die Worte „§§ 156,". 


23. In § 49 werden „8" und „31" gestrichen. 


24. In § 50 werden „8" und „31" gestrichen. 


25. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden hinter den Wor- 

ten „1. April 1938" die Worte „oder dem | 
späteren Zeitpunkt der Einführung der Tarif- j 
Ordnung" eingefügt. ' 

b) In Absatz 2 Satz 2 tritt an die Stelle des j 

Punktes ein Semikolon; folgender neuer | 
Halbsatz wird angefügt: : 

„der vom Dienstherrn zu gewährenden Ver- 
sorgung steht, und zwar ohne Rücksicht auf | 
die Art der Versorgungsregelung, eine 
solche gleich, die durch rechtlich selbstän- 
dige, von einem Dienstherrn oder mehreren 
Dienstherren gemeinsam zum Zwecke der 
Altersversorgung (Satz 1) ihrer Bediensteten 
gebildete Einrichtung zu gewähren war, 
wenn die hierfür von der Einrichtung auf- 
zuwendenden Mittel ausschließlich oder 
überwiegend vom Dienstherrn aufzubringen 
waren und aus den Umständen zu ent- 
nehmen ist, daß der Dienstherr auch für 
etwaige bei der Einrichtung durch Gewäh- 
rung der Versorgungsleistungen entstehende 
Fehlbeträge aufkommen wollte." 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „bei 
ihrem Dienstherrn und seinem Rechtsvor- 
gänger" und die Worte „ohne von ihnen zu 
vertretende Unterbrechung,, gestrichen. 


e) Folgender neuer Satz 5 wird angefügt: 

„Bei Anwendung des § 48 b des Bundesbe- 
soldungsgesetzes steht die Grundvergütung 
(§ 4 der Tarifordnung) dem in dieser Vor- 
schrift in Bezug genommenen Grundgehalt 
gleich." 


27. In § 52 b Abs. 2 wird Satz 2 gestrichen. Satz 3 
wird Satz 2; es wird folgender Satz angefügt: 

„Auf die nach Satz 1 und 2 erforderliche Dienst- 
zeit sind Zeiten nach § 29 Abs. 4 und § 35 Abs. 2 
Satz 1 bis 3 anzurechnen." 


28. § 52 c Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 tritt an die Stelle des Wortes 
„zehn" das Wort „drei"; hinter dem Wort 
„anrechenbar" werden die Worte „oder nur 
wegen Nichterfüllung einer mindestens zehn- 
jährigen Dienstzeit (§ 52 b Abs. 2 Satz 1 in 
der bis zum 30. September 1961 geltenden 
Fassung des Gesetzes) nicht anrechenbar" 
eingefügt. Hinter den Worten „im öffent- 
lichen Dienst" wird das Wort „entsprechend" 
eingefügt; nach den Worten „verwendet 
worden sind" tritt an die Stelle des Punktes 
ein Semikolon; folgender Halbsatz wird an- 
gefügt: 

„entsprechende Beschäftigung ist eine solche, 
die eine dem letzten früheren Arbeitsein- 
kommen gleichwertiges Einkommen ge- 
währt." 

b) In Satz 2 tritt hinter dem letzten Wort 
„Mark" an die Stelle des Punktes ein Semi- 
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kolon; folgender neuer Halbsatz wird an- i 
gefügt: i 

„hatten die in Satz 1 genannten Personen 
am 8. Mai 1945 noch keine Dienstzeit von 1 
zehn Jahren abgeleistet, so beträgt das Ent- 
lassungsgeld die Hälfte der angegebenen ^ 
Beträge." I 

c) In Satz 3 treten an die Stelle der Worte i 
„§§ 7 bis 9" die Worte „§§ 7 und 9". 

d) In Satz 4 werden die Worte „31. März 1951" 
durch die Worte „8. Mai 1945" ersetzt. 


29. Folgender neuer § 52 d wird eingefügt: 

.§52d : 

(1) Die in §§ 52 a und 52 b bezeichneten An- 
gestellten und Arbeiter gelten für die Zeit vom 
8. Mai 1945 bis zum 31. März 1951, jedoch nicht 
über das vollendete fünfundsechzigste Lebens- 
jahr oder den Eintritt der Berufs- oder Erwerbs- 
unfähigkeit hinaus, in dem Zweig der gesetz- 
lichen Rentenversicherung als nachversichert, in ; 
dem sie am 8. Mai 1945 versichert waren. Sie ; 
gelten ferner als nachversichert in der Uber- ; 
Versicherung oder Höherversicherung der ge- 
setzlichen Rentenversicherung oder nach ihrer , 
Wahl in der Zusatzversicherung bei der Ver- 
sorgungsanstalt des Bundes und der Länder oder 
einer sonstigen Versorgungsanstalt oder Zusatz- ■ 
Versorgungskasse des öffentlichen Dienstes, die 
im Bereich des Dienstherrn errichtet oder der | 
der Dienstherr angeschlossen ist, der zur Zah- 
lung der Übergangsbezüge verpflichtet ist oder 
bei Vorliegen der Voraussetzungen verpflichtet 
wäre. 

(2) Die Nachversicherung erfolgt auf der 
Grundlage des am 8. Mai 1945 zugestandenen 
ungekürzten Arbeitseinkommens (Vergütung 
oder Lohn) unter Berücksichtigung der seit 
diesem Zeitpunkt erfolgten Aufrückung (§ 52 d 
Abs. 1) und Änderungen der tariflichen Vergütun- 
gen und Löhne. Die Nachversicherung entfällt 
für diejenigen Zeiträume, in denen der Ange- ! 
stellte oder Arbeiter aufgrund einer versiehe- i 
rungspflichtigen Beschäftigung bereits in der : 
nach Satz 1 maßgebenden Höhe, versichert ist; ; 
erreicht in diesen Fällen die Versicherung nicht 
die nach Satz 1 maßgebende Höhe, so ist sie 
im Wege der Nachversicherung auf den entspre- 
chenden Betrag zu erhöhen. 

(3) Das Nähere regelt die Bundesregierung 
durch Rechtsverordnung. Die Vorschrift des § 72 i 
Abs. 4, 5, 7, 8 und 1 1 findet entsprechende An- 
wendung." 


30. § 53 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 erster Malbsatz ist hinter 
dem Wort „treten" das Semikolon durch 
einen Punkt zu ersetzen und der zweite 


Halbsatz zu streichen. In Absatz 1 Satz 3 ist 
das Semikolon hinter „§ 29 Abs. 3 Satz 2" 
durch einen Punkt zu ersetzen und der zweite 
Halbsatz zu streichen. 

b) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Dabei sind 

1. Berufssoldaten mit einer Dienstzeit von 
zehn oder mehr Jahren wie Beamte auf 
Lebenszeit, 

2. Berufssoldaten mit einer Dienstzeit von 
weniger als zehn Jahren wie Beamte auf 
Widerruf 

zu behandeln; bei Berufsunteroffizieren mit 
einer Dienstzeit von zehn, jedoch weniger 
als zwölf Jahren tritt die Rechtsfolge nach 
Nummer 1 nur auf Antrag ein; wird der An- 
trag nicht gestellt, so werden diese Berufs- 
unteroffiziere wie Beamte auf Widerruf be- 
handelt. Die Zeit des freiwilligen Arbeits- 
dienstes, den Berufssoldaten vor Eintritt in 
den Wehrdienst abgeleistet hatten, ist an- 
zurechnen." 

c) ln Absatz 1 wird folgender neuer Satz 4 ein- 
gefügt: 

„Beamte des Reichsluftaufsichtsdienstes, die 
während des Krieges zum Offizier ernannt, 
jedoch zunächst nicht auf unbegrenzte Zeit 
übernommen worden sind, werden als Be- 
rufsoffiziere behandelt." 

d) In dem bisherigen Satz 4, der Satz 5 wird, 
tritt an die Stelle des Punktes ein Semikolon; 
folgender Halbsatz wird angefügt: 

„dies gilt für Berufssoldaten, die im Zuge 
des Aufbaues der Reichswehr wiedereinge- 
stellt wurden, entsprechend." 

e) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6 und erhält 
folgende Fassung: 

„Berufsunteroffiziere und Militäranwärter, 
die während des Krieges zum Offizier be- 
fördert worden sind, werden, auch wenn sie 
nicht auf unbegrenzte Zeit übernommen 
worden sind, als Offiziere behandelt, es sei 
denn, daß sie vorher oder später als Beamte 
auf Lebenszeit übernommen worden sind." 

f) Der bisherige Satz 6 wird Satz 7 und erhält 
folgende Fassung: 

„Vor dem 8. Mai 1945 ausgesprochene Beför- 
derungen werden auch berücksichtigt, wenn 
sie dem Berufssoldaten vor diesem Zeitpunkt 
nicht mehr dienstlich bekanntgegeben wor- 
den sind; eine aufgrund des früheren Dienst- 
grades in entsprechender Anwendung des 
§ 108 Abs. 2 der §§ 140, 181 a und 181 b des 
Bundesbeamtengesetzes zustehende günsti- 
gere Versorgung ist weiterzugewähren." 

g) Die bisherigen Sätze 7 und 8 werden Sätze 
8 und 9. 
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h) Absatz 2 erhalt folgende Fassung: 

„(2) Das Wehrdienstverhältnis gilt als 
am 30. September 1946 oder dem späteren 
Tag der Entlassung aus Kriegsgefangen- i 
Schaft, Gewahrsam oder Internierung (§114 ; 
Satz 2 des Bundesbeamtengesetzes) oder der j 
Entlassung aus einem Lazarett (Kranken- i 
haus) beendet; §§ 37 b und 37 c gelten ent- 
sprechend.“ ; 

i) Absatz 3 werden folgende Sätze 4 und 5 an- 
gefügt; 

„Dabei werden die bei anderen Lehranstal- 
ten und Lehrgängen erworbenen Vorbil- 
dungsnachweise der bestandenen entspre- | 
ebenden Wehrmachtsfachschulprüfung gleich- i 
behandelt. Die Sätze 3 und 4 gelten für in 
der Bundeswehr als Berufssoldaten oder als 
Soldaten auf Zeit wiederverwendete ehema- 
lige Berufsunteroffiziere entsprechend." ' 

k) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Zur früheren Wehrmacht gehören 
die Wehrmacht im Sinne des Wehrgesetzes i 
vom 21. Mai 1935 (Reichsgesetzbl. 1 S. 609), ' 
die Waffen-SS und deren Rechtsvorgänger, 
die alte Wehrmacht (Heer, Marine, Schutz- 
truppe) und die Reichswehr. An ihre Stelle 
tritt bei Vertriebenen, Flüchtlingen und Um- 
siedlern die Wehrmacht des Herkunftlan- 
des." 

31. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Ihre ruhegehaltfähigen Dienstbezüge wer- 
den, auch wenn sie nach der bis zum 30. Sep- 
tember 1961 geltenden Fassung des Gesetzes 
als rechtsgleich wiederverwendet gelten, auf i 
Antrag unter Zugrundelegung ihres Dienst- | 
grades als Berufsoffizier in Anwendung des j 
§ 53 bemessen." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Berufsunteroffiziere, die am Tage der 
Entlassung eine Dienstzeit von mindestens 
zwölf Jahren abgeleistet hatten, sind auch 
entsprechend (§ 19) untergebracht, wenn die 
Übernahme als Beamter auf Lebenszeit oder 
auf Zeit in einem Amt der Laufbahn erfolgt, 
für die der Berufsunteroffizier die Vorbil- 
dung gemäß der Verordnung über die Lauf- 
bahnen der Bundesbeamten in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. April 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 322), geändert durch 
Verordnung vom 18. Oktober 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1722), im Zeitpunkt der 
Übernahme besitzt. Im übrigen finden die 
Vorschriften des § 19 entsprechende Anwen- [ 
düng. Wird der Berufsunteroffizier in ein | 
Amt übernommen, das nicht den Vorschrif- i 
ten des § 19 entspricht, so erhält er beim j 
Eintritt des Versorgungsfalles infolge Errei- ; 
chung der Altersgrenze oder infolge Dienst- j 


Unfähigkeit eine Zulage in Höhe des Unter- 
schiedsbetrages zwischen seinen Versor- 
gungsbezügen als Beamter und dem Ruhe- 
gehalt oder Unterhaltsbeitrag, die ihm bei 
einer Versorgung unter Zugrundelegung sei- 
nes am 8. Mai 1945 innegehabten Dienstgra- 
des als Berufsunteroffizier zustehen würden. 
Die Sätze 1 bis 3 gelten für Berufsunteroffi- 
ziere mit einer Dienstzeit von zehn aber 
noch nicht zwölf Jahren, die auf ihren An- 
trag wie Beamte auf Lebenszeit behandelt 
werden, entsprechend.“ 

c) Absatz 3 wird gestrichen. 

d) Absatz 4 wird Absatz 3 und erhält folgende 
Fassung: 

„(3) Berufssoldaten mit einer Dienstzeit 
von mehr als zwei Jahren erhalten auf An- 
trag ein Entlassungsgeld in Anlehnung an 
die entsprechenden Vorschriften des Solda- 
tenversorgungsgesetzes, wenn sie weder 
einen Anspruch auf Versorgung nach diesem 
Gesetz haben oder gehabt haben noch in ein 
Beamtenverhältnis, in ein Arbeitsverhältnis 
im öffentlichen Dienst mit Anspruch auf Ver- 
sorgung nach beamtenrechtlichen Vorschrif- 
ten oder Grundsätzen oder als Berufssolda- 
ten, Soldaten auf Zeit übernommen worden 
sind; § 52 c Abs. 1 Satz 3, 4 und Absatz 2 
gilt entsprechend." 


32. § 55 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die berufsmäßigen Angehörigen des 
früheren Reichsarbeitsdienstes und ihre Hinter- 
bliebenen gelten die Vorschriften der §§ 53 bis 
54 b entsprechend. Dabei sind 

1. die mittleren und höheren Reichs- 
arbeitsdienstführer wie Berufsoffi- 
ziere, 

2. die unteren Reichsarbeitsdienstführer 
wie Berufsunteroffiziere 

zu behandeln. Für die Anwendung des § 35 
Abs. 1 Satz 1 tritt an die Stelle des dort be- 
zeichneten § 71 e der § 71 k. Dienstzeiten, die 
seit dem 1. Juli 1934 berufsmäßig im Freiwilli- 
gen Arbeitsdienst (männliche und weibliche 
Jugend) abgeleistet worden sind, werden wie 
berufsmäßige Dienstzeiten im Reichsarbeits- 
dienst behandelt. Der Übertritt aus der Besol- 
dungsgruppe RADm 8 b nach RADm 8 a gilt 
nicht als Beförderung." 


33. In § 63 Abs. 1 Satz 1 ist vor „30" einzufügen 
„29 Abs. 4, §§"; die Zahl „31“ und die Worte 
„sowie des § 106 des Bundesbeamtengesetzes“ 
werden gestrichen. In Nummern 1 und 2 werden 
jeweils hinter den Worten „des öffentlichen 
Rechts" die Worte „sowie sonstige Einrichtun- 
gen im Sinne des § 2 Abs. 1 zweiter Halbsatz" 
eingefügt. 
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34. § 64 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 erster Halbsatz tritt an die Stelle 
der Zahl „31" die Zahl „34"; es werden an- 
gefügt hinter der Zahl „112" die Worte 
„116 a, 118 Abs. 1 Satz 1, § 140 Abs. 1 
Satz 2, § " , ferner hinter der Zahl „ 1 56 Abs. 1 " 
die Worte „§ 180 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4, § 181 
Abs. 6,". 

Hinter dem Klammerzusatz tritt an die Stelle 
des Semikolons ein Punkt. Der bisherige 
zweite Halbsatz wird neuer Satz 2. Hinter 
dem Wort „entsprechend" tritt an die Stelle 
des Punktes ein Semikolon; folgender Halb- 
satz wird angefügt: 

„als ruhegehaltfähige Dienstbezüge sind bei 
ihnen die entsprechenden Dienstbezüge 
nach den Besoldungsordnungen A und B 
(§ 53 Abs. 4) zugrunde zu legen." 

Die bisherigen Sätze 2 bis 5 werden Sätze 3 
bis 6. 

b) Folgender neuer Satz 7 wird angefügt: 

„Die Sätze 5 und 6 gelten entsprechend für 
Angestellte und Arbeiter (§ 52), die am 
8. Mai 1945 Versorgungsbezüge erhielten." 


35. In § 65 Abs. 1 werden die Nummern 1 und „2." 
gestrichen. In der Anlage D wird die linke 
Spalte gestrichen. 


36. § 67 wird gestrichen. 


37. § 68 erhält folgende Fassung: 

.§ 68 

(1) Frühere Berufssoldaten oder berufs- 
mäßige Angehörige des Reichsarbeitsdienstes, 
die nach dem ersten Weltkrieg ohne Versor- 
gung entlassen und im zweiten Weltkrieg als 
Soldaten oder Beamte des Beurlaubtenstandes 
wiederverwendet worden sind, erhalten einen 
Unterhaltsbeitrag in Höhe der Versorgungsbe- 
züge, die sie bei Anwendung des § 53 Abs. 1 
erhalten würden. 

(2) Absatz 1 findet entsprechende Anwen- 
dung auf Volksdeutsche Berufssoldaten, die in- 
folge Auflösung der Wehrmacht des Herkunfts- 
landes oder aus anderen von ihnen nicht zu ver- 
tretenden Gründen aus einem Berufssoldaten- 
verhältnis ohne Versorgung entlassen und im 
zweiten Weltkrieg als Soldaten oder Beamte 
des Beurlaubtenstandes wiederverwendet wor- 
den sind. 

(3) Berufsunteroffizieren, die nach dem 1. Ja- 
nuar 1921 nach zwölf oder mehr Dienstjahren 
mit Zivildienstschein oder Polizeiversorgungs- 
schein entlassen worden sind und aus von ihnen 
nicht zu vertretenden Gründen bis zum 30. Sep- 


tember 1961 no(h nicht in Planstellen des öffent- 
lichen Dienstes mit Anwartschaft auf Ruhege- 
halt angestellt waren, ist ein Unterhaltsbeitrag 
in Höhe der Versorgungsbezüge zu gewähren, 
die sie bei Anwendung des § 35 Abs. 1 erhalten 
würden." 


38. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 treten an die Stelle des 
Wortes „fünfundzwanzig" das Wort „fünf- 
zehn" und an die Stelle des Wortes „kann" 
das Wort „wird"; das Wort „werden" wird 
gestrichen. In den Absätzen 1, 2 und 5 wird 
jeweils die Klammer mit den Worten „§ 106 
Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes" gestri- 
chen. 

b) In Absatz 2 tritt an die Stelle des Wortes 
„zwölf" das Wort „zehn". 

c) In Absatz 5 Satz 1 wird der Satzteil von den 
Worten „die am" bis „abgeleistet hatten" 
sowie das Komma vor und nach diesen Wor- 
ten gestrichen. In Satz 2 werden hinter dem 
Wort „beträgt" die Worte „bei einer Dienst- 
zeit von mindestens zehn Jahren" eingefügt; 
hinter dem letzten Wort „Mark" tritt an die 
Stelle des Punktes ein Semikolon, folgender 
Halbsatz wird angefügt: 

„bei einer Dienstzeit von weniger als zehn, 
aber mindestens drei Jahren beträgt das Ent- 
lassungsgeld die Hälfte der im ersten Halb- 
satz bezeichnetenj^eträge." 


39. § 71 wird gestrichen. 


40. § 71 d wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 ist an die Stelle der Worte 
„der §§ 7 und 8" zu setzen „des § 7". 

b) In Absatz 4 wird der letzte Satz gestrichen. 


41. § 71 e wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 tritt an die Stelle des 
Klammerzusatzes "(§ 31 Abs. 4)" der Klam- 
merzusatz „(§ 12 Abs. 3 des Beamtenrechts- 
rahmengesetzes) " . 

b) In Absatz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 
„Die Dienstherren können auch solche Per- 
sonen, die am 30. September 1961 in ihrem 
Bereich beschäftigt waren, an der Unterbrin- 
gung teilnahmen und nicht nach Absatz 1 
zu übernehmen sind, in Planstellen der in 
Satz 1 bezeichneten Art übernehmen." 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden hinter den Wor- 
ten „Absatz 1" die Worte „oder Absatz 2 
Satz 3" eingefügt. 
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42. § 71 g Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 tritt an die Stelle des Punktes ein 
Semikolon; folgender Halbsatz wird ange- 
fügt: 

„dies gilt für Bcnilsimlerolfiziere mit einer 
Dienstzeit von mindestens zehn, jedoch we- 
niger als zwölf Jahren nur, wenn sie einen 
Antrag nach § v53 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halb- 
satz gestellt haben." 

b) Die Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

„Dies gilt auch bei anderer Verwendung im 
Bereich eines öffentlich-rechtlichen Dienst- 
herrn mit der Maßgabe, daß diese Personen 
mit ihrer Zustimmung als Beamte auf Lebens- 
zeit in eine ihrer Besoldung oder Vergütung 
entsprechende Besoldungsgruppe zu über- 
nehmen sind. Entspricht diese Übernahme in 
das Beamtenverhältnis nicht der rechtsglei- 
chen Wiederverwendung (§§ 19, 54 Abs. 2), 
so findet § 71 i Anwendung." 

c) Folgender Satz 4 wird angefügt: 

„§ 71 e Abs. 4, 5 Sätze 2 und 3 gilt entspre- 
chend." 

43. § 71 h wird gestrichen. 

44. § 71 i erhält folgende Fassung: 

.§ 71 i 

(1) Berufsunterolfiziere (§ 53 Abs. 1 Satz 2 

Nr. 1), die am 30. September 1961 als Beamte | 
in der nächstniedrigcreri Laufbahn nicht i 
entsprechend wiederverwendet sind, sind auf 
ihren Antrag zu der für ihre Wiederverwen- 
dung maßgebenden Laufbahn (§ 54 Abs. 1) 
unter entsprechender Anwendung des § 21 I 
Abs. 1 bis 3 der Bundeslaufbahnverordnung | 
oder der entsprechenden Vorschriften des : 
Dienstherrn zuzulassen. Dies gilt für Berufs- ' 
Unteroffiziere mit einer Dienstzeit von minde- i 
stens zehn, jedoch weniger als zwölf Jahren, j 
nur, wenn sie einen Antrag nach § 53 Abs. 1 1 
Satz 2 zweiter Halbsatz gestellt haben. i 

(2) Die in Absatz 1 genannten Berufsunter- 

offiziere erhalten vom Beginn der Einführungs- 
zeit bis zu der nach Ablegung der Aufstiegs- 
prüfung durchzuführenden Übernahme ein 
Unterhaltsgeld in Höhe der ruhegehaltsfähigen 
Dienstbezüge, die bei einem mit Ablauf des 
30. September 1961 erfolgten Eintritt in den 
Ruhestand dem zu gewährenden Ruhegehalt 
nach § 35 zugrunde zu legen wären; das Unter- 
haltsgeld wird auf Unterhaltszuschüsse des 
Dienstherrn angerechnet. Für die am 30. Sep- 
tember 1961 schon in Vorbereitungsdienst oder 
im Einführungsdienst befindlichen Berufsunter- | 
Offiziere (§ 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1) gilt Satz 1 j 
mit der Maßgabe, daß das Unterhaltsgeld ab | 
1. Oktober 1961 gewährt wird. i 


(3) Absätze 1 und 2 gelten für Militäranwär- 
ter (§ 54 a) entsprechend." 

45. § 71 k erhält folgende Fassung: 

.§ 71 k 

§ 71 g Abs. 1 Sätze 1 bis 3, Abs. 2 und § 71 i 
gelten für die entsprechenden berufsmäßigen 
Angehörigen und Anwärter des früheren 
Reichsarbeitsdienstes (§ 55) sinngemäß." 

46. § 71 1 wird gestrichen. 

47. In § 71 m wird folgender neuer Satz 3 ange- 
fügt: 

„Die in Anwendung des § 24 a in der bis zum 
30. September 1961 geltenden Fassung des Ge- 
setzes ausgelösten Maßnahmen werden aufge- 
hoben." 

I 48. § 72 wird wie folgt geändert: 

! ü) In Absatz 1 Satz 2 werden hinter dem Wort 
I „Reichsarbeitsdienstes" die Worte „und für 

I Inhaber von Zivildienstscheinen und Polizei- 

! versorgiingsscheinen mit einer Dienstzeit 

von weniger als zwölf Jahren, die aus von 
t ihnen nicht zu vertretenden Gründen bis zum 

30. September 1961 noch nicht in Planstellen 
des öffentlichen Dienstes mit Anwartschaft 
äul Ruhegehalt angestellt waren" eingefügt. 

I b) In Absatz 1 werden hinter Satz 2 folgende 
Sätze 3 und 4 angefügt: 

„Sie gelten auch für die Zeit vom 9. Mai 1945 
bis 31. Mai 1951, jedoch nicht über das voll- 
endete fünfundsechzigste Lebensjahr oder 
den Eintritt der Berufs- oder Erwerbsunfähig- 
keit hinaus als nachversichert, soweit nicht 
für diese Zeiten aufgrund eines versiche- 
rungspflichtigen Arbeitsverhältnisses Bei- 
träge zu den gesetzlichen Rentenversicherun- 
gen geleistet wurden, deren Höhe den Bei- 
trägen entsprach, die unter Zugrundelegung 
des am 8. Mai 1945 bezogenen Einkommens 
zu entrichten gewesen wären. Bei den in 
Satz 1 und 2 genannten Personen sind auf 
ihren Antrag anstelle der Nachversicherung 
die im öffentlichen Dienst versicherungsfrei 
sowie die zwischen dem 8. Mai 1945 und 
dem 1. April 1951 amtlos verbrachten Zeiten 
als Ersatzzeiten im Sinne der Rentenversiche- 
rungsgesetze zu berücksichtigen." 

Die Sätze 3 bis 5 werden Sätze 5 bis 7. 

c) In Absatz 2 Salz 1 erster Halbsatz tritt hin- 
ter dem Wort „wäre" an die Stelle des Semi- 
kolons ein Komma; folgender Satzteil wird 
eingefügt: 

„in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 in dem 
für die Nachversicherung für die Zeiten vor 
dem 9. Mai 1945 zuständigen Versicherungs- 
zweig;". 
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d) In Absatz 2 erhält Satz 4 folgende Fassung: j 

„Im Ausland wohnhafte Personen, die im 
Falle des Zuzugs in das Bundesgebiet nach i 
Absatz 1 Sätze 1 bis 5 als nachversichert geh | 
ten würden, können in entsprechender An- ' 
Wendung des § 4 a in den Personenkreis der 
als nachversichert geltenden Personen ein- i 
bezogen werden." 

49. § 72 a Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 5 werden hinter dem Wort „werden" 
die Worte „abzüglich der gewährten Lei- 
stungen" eingefügt. 

b) In Satz 5 erhält der zweite Halbsatz fol- 
gende Fassung: 

„nach Stellung eines Antrages auf Gewäh- i 
rung der Rente aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung ist der Antrag auf Erstattung . 
oder Zurückzahlung der Beiträge nicht mehr 
zulässig." 

c) Satz 6 wird gestrichen. 

50. In § 73 Abs. 1 Satz 4 erster Halbsatz werden ■ 

hinter dem Wort „können" die Worte „abzüg- 
lich der gewährten Leistungen." eingefügt. Hin- i 
ter dem Wort „werden" tritt an die Stelle des 
Semikolons ein Punkt; der zweite Halbsatz wird ; 
gestrichen. ' 

51. § 74 Abs. 1 wird wie folgt geändert: ' 

a) In Satz 1 werden hinter dem Wort „Renten- i 
Versicherungen" die Worte „oder zur Arbeits- 
losenversicherung" oingefügt. Hinter den 
Worten „entrichtete Beiträge" werden die 
Worte „abzüglich der gewährten Leistungen" 
eingefügt. 

b) Satz 2 wird gestrichen. 

c) Satz 3 wird Satz 2 und erhält folgende Fas- ' 
sung: 

„Nach Stellung eines Antrages auf Gewäh- 
rung der Rente aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung ist der Antrag auf Erstattung , 
der Beiträge nicht mehr zulässig." 

d) Satz 4 wird Satz 3. 

52. § 78 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 treten jeweils an die 
Stelle der Worte „des Ruhegehalts" die 
Worte „der Entpflichtetenbezüge". 

b) Folgender neuer Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Bei den gemäß § 48 Abs. 1, § 5 Abs. 1 
und § 35 Abs. 1 Sätze 1 und 3 im Ruhestand 
befindlichen planmäßigen Hochschullehrern 
treten an die Stelle des Ruhegehaltes die 
unter Anwendung des § 29 Abs. 4 und des 
§ 35 Abs. 3 zu bestimmenden Entpflichteten- ! 


bezüge {ruhegehaltfähige Dienstbezüge), es 
sei denn, daß der Hochschullehrer infolge 
Schwäche seiner körperlichen oder geistigen 
Kräfte dauernd außerstande ist, seine For- 
schungstätigkeit auszuüben. Absatz 2 Satz 1 
zweiter Halbsatz gilt entsprechend." 

c) Der jetzige Absatz 3 wird Absatz 4. An die 
Stelle der Worte „und 2" treten die Worte 
„bis 3." 

d) Folgender neuer Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Bei den unter dieses Gesetz fallenden 
Hochschullehrern, die mit Genehmigung der 
obersten Dienstbehörde an einer ausländi- 
schen Hochschule tätig sind, ist die Dienst- 
zeit an dieser Hochschule bei der Berechnung 
der ruhegehaltfähigen Dienstzeit zu berück- 
sichtigen. " 

53. Die Anlage A (zu § 2 Abs. 1) ist durch Aufnahme 
folgender Körperschaften oder Einrichtungen zu 
ergänzen: 

Armee-Warenhaus in Riga, 

Danziger Werft AG, 

Deutsche Buchhändlerlehranstalt Leipzig, 
Deutsche Bücherei, 

Deutsche Lufthansa, 

Deutsche Zentralgcnossenschaftskasse in Riga, 

Deutsche Volksgruppeneinrichtungen 
in der Slowakei, 

Deutscher Luftsportverband und 
dessen Rechtsnachfolger, 

Deutscher Theaterverein in Brünn, 

Deutsches Nachrichtenbüro GmbH, 

Einrichtungen der deutschen Volksgruppe 
in Polen, 

Eisenwerke- und Domänen-AG, Rechitza/ 
Banat (Rumänien), 

Elektrizitätsverband der nördlichen 
Böhmerwaldwerke GmbH, 

Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft mbH 
Beuthen OS., 

Hermannstädter Allgemeine Sparkasse 1841 
(HAS), 

Fürst-Lichtenstein'sche Güter im Sudetenland, 

Königlich-Ungarische Fluß- und 
Seeschiffahrts-AG in Budapest, 

Kulturverband der Deutschen Litauens, 
Landeskulturamt in Böhmen und Mähren, 

Landwirtschaftliche Organisation des Sudeten- 
landes (Landwirtschaftliche Bezirksvereine 
und Landwirtschaftliche Kreisverbände, zu- 
sammengefaßt in Landwirtschaftliche Bezirks- 
kanzleien oder Landwirtschaftliche Kreiskanz- 
leien oder Landwirtschaftliche Zentralkanz- 
leien), 
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Märkisches Elektrizitätswerk AG, 
Ostpreußische Herdbuchgesellschaft e. V., 
Posener Straßenbahn AG, 

Prager Städtische Versicherungsgesellschaft, 

Reichsbahnzentrale für den deutschen 
Reiseverkehr, 

Reichsluftschutzbund, 

Staatliche autonome Unternehmen in Lettland, 
Städtische Betriebswerke Neiße GmbH, 

Technische Überwachungsvereine Danzig, 
Königsberg, Stettin, Breslau und 
Frankfurt/Oder, 

Verband der Deutschen Selbstverwaltungs- 
körper in der Tschechoslowakei, 

Verband der Deutschen Sparkassen in Prag, 
Verwaltung der Staatsgüter in Estland, 
Werberat der deutschen Wirtschaft. 


Artikel 2 

§ 1 

Den Angehörigen der Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung bleibt 
mindestens der Rechtsstand gewahrt, den sie am 
30. April 1952 innehatten, desgleichen die ihren 
Bezügen am 31. August 1957 zugrunde gelegene 
Bemessimgsgrundlage. 

§ 2 

In Artikel II § 16 des Dritten Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fal- 
lenden Personen vom 21. August 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1557) wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Nach dem 31. März 1951 außerhalb des öffent- 
lichen Dienstes beschäftigte Beamte zur Wiederver- 
wendung und ihnen gleichstehende Personen sowie 
Ruhestandsbeamte, die aufgrund einer Anwartschaft 
oder eines Anspruchs auf Alters- und Hinterbliebe- 
nenversorgung für Zeiten seit dem 1. April 1951 von 
der Versicherungspflicht in den gesetzlichen Renten- 
versicherungen befreit waren, gelten für diese Zeiten 
auf der Grundlage des erhaltenen Arbeitsentgelts in 
entsprechender Anwendung des § 72 Abs. 2 Satz 1, 
2, Abs. 3 bis 6, 8, 13 als nachversichert, wenn die 
Anwartschaft oder der Anspruch auf Versorgung 
aufgrund einer den Rechtsstand dieser Personen 
anderweit regelnden Entscheidung nach diesem 
Gesetz wegfällt." 

§ 3 

Artikel II § 7 des Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse 


der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen vom 9. September 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1203), zuletzt geändert durch Gesetz vom 6. Juli 
1967 (Bundesgesetzbl. I S. 629), erhält folgende 
Fassung: 


»§ 7 

(1) Die Bezüge der unter § 48 a Abs. 1 des Bun- 
desbesoldungsgesetzes fallenden Versorgungsemp- 
fänger aus dem Personenkreis der früheren Berufs- 
unteroffiziere (§ 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 des durch 
Artikel I dieses Gesetzes geänderten Gesetzes) mit 
einer Dienstzeit von mindestens zwölf, aber weniger 
als achtzehn Jahren, die nach dem Gesetz ansprudis- 
berechtigt sind, werden neu festgesetzt, wenn der 
zu berücksichtigende Dienstgrad in der folgenden 
Überleitungsübersicht aufgeführt ist: 

DASt = Dienstaltersstufe 

RghfZ ^ Ruhegehaltfähige Zulage 


Bisherige 

Besoldungsgruppe und 
Dienstgradbezeichnung 


nach 

Anlage B 
zum G 131 


nach 

Anlage 

VII 

BBesG 


Abweichungen 
von der Anlage VII 

Sonstige 
Bes. -Gr. Abwei- 
chungen 


Orts- 

zuschlag 

Tarif- 

klasse 


1 ) 2 I 3 i 4 1 5 


A 8 a I 

DAStufen 
6 bis 8 

Stabsfeld- 

webel 

(Stabsober- 

feldwebel, 

Waffen- 
warte im 
Dienstgrad 
des Stabs- 
oberfeld- 
webels) 

Stabsfeld- 
webel (F) 
mit 12 und 
mehr 
Dienst- 
jahren A5 A8 III 

DASt 
10 bis 12 

A 8a 

DAStufen 
5 bis 7 

Oberfeld- 
webel 
Waffen- 
warte A 5 A 7 III 

DASt 
9 bis 11 
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Bisherige ‘ 

Besoldungsgruppe und 
Dienstgradbezeichnung 

Abweichungen 
von der Anlage VII 

Orts- 

zuschlaq 

Tarif- 

klasse 

nach 

Anlage B 
zum G 131 

nach 

Anlage 

VII 

BBesG 

Bes. -Gr. 

Sonstige 

Abwei- 

chungen 

1 

2 

3 

I 4 

5 

A 8 a 

DAStufen 

4 bis 6 

Feldwebel 

A5 

DASt 

8 bis 10 

A 6 


III 

A 8 a 





DAStufen 

3 bis 5 





Unterfeld- 

webel 

Obermaate 

A5 

DASt 

7 bis 9 

A5 

RghfZ 

von 

13 DM 

III 

An die Stelle der den Versorgungsbezügen bisher 
zugrunde gelegten Besoldungsgruppe tritt die Be- 
soldungsgruppe in Spalte 3 der vorstehenden Uber- j 
leitungsübersicht einschließlich der ruhegehaltfähi- 
gen Zulage nach Spalte 4. 1 

(2) Artikel IX § 2 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1, §§ 4 und 6 
des in Artikel II § 6 Abs. 1 dieses Gesetzes bezeich- 
neten Dritten Gesetzes zur Änderung beamtenrecht- 
licher und besoldungsrechtlicher Vorschriften gilt ■ 
entsprechend." I 



§ 4 



Die Bezüge der unter § 48 a Abs. 1 des Bundes- 
besoldungsgesetzes fallenden Versorgungsempfän- 
ger aus dem Personenkreis des früheren Reichs- 
arbeitsdienstes (§ 55), die nach dem Gesetz an- 
spruchsberechtigt sind, werden wie folgt festgesetzt: 

Bisherige 

Besoldungsgruppe und 
Dienstgradbezeichnung 

Abweichungen 
von der Anlage A 

Orts- 

zuschlaq 

Tarif- 

klasse 

nach j 

Anlage C 
zum G 131 

nach 

Anlage 

VII 

BBesG 

Bes-. Gr. 

Sonstige 

Abwei- 

chungen 

I 

2 

3 

4 

5 

A7 a 

Unter- 

feldmeister 

A6 

A7 


III 

A9 

Obertrupp- 

führer 

A3 

A4 


III 


§ 5 

Artikel IX § 1 Abs. 2 des Dritten Gesetzes zur 
Änderung beamtenrechtlicher und besoldungsrecht- 
licher Vorschriften vom 21. August 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1007), zuletzt geändert durch das Erste 
Besoldungsneuregelungsgesetz vom 6. Juli 1967 
(Bundesgesetzbl. I S. 629), wird wie folgt geändert: 


1. Hinter dem Wort „Berufssoldaten'" werden die 
Worte „und berufsmäßigen Angehörigen des frü- 
heren Reichsarbeitsdionstes", in Nummer 1 hin- 
ter dem Wort „Berufsunteroffiziere" die Worte 
„und untere Reichsarbeitsdienstführer" einge- 
fügt. 


2. Hinter Satz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Dies gilt auch für die unter der Geltungsdauer 
des Reichsbesoldungsgesetzes 1927 in den Ruhe- 
stand getretenen Oberdeckoffiziere und Deckoffi- 
ziere." 


3. Die Anlage A (zu Artikel IX § 1 Abs. 2) wird 
wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Berufssoldaten und frühere Angehörige des 
Reichsarbeitsdienstes (G 131)"; 

b) In Spalte 1 erhält die Unterüberschrift folgen- 
den Wortlaut: 

„nach Anlage B bzw. C zum G 131 ". 

c) In Spalte 1 wird hinter den Worten „A 4 c 2 
Obermusikmeister" und in den folgenden 
Spalten jeweils entsprechend folgendes ein- 
gefügt: 

„A 4 e 

Feldmeister j A 9 

Obermusikzug- l DASt A 9 — III" 

führer j 1 bis 10 

des RAD ^ 

d) In Spalte 1 wird dem „Oberleutnante" eine 
Fußnote „1" angefügt. Die Fußnote erhält fol- 
genden Wortlaut: 

„^) Hierzu gehören auch TSD-Offiziere (Ober- 
zahlmeister), deren ruhegehaltfähige Dienst- 
bezüge auf Antrag nach dem Dienstgrad der 
Oberleutnante bemessen werden (§ 54 Abs. 1 
Satz 2)." 

e) In Spalte 1 werden hinter dem Wort „Musik- 
meister" die Worte „Oberdeckoffiziere, Deck- 
offiziere" eingefügt. 

Ferner werden an dieser Stelle eingefügt: 

.A 7 a 

Musikzugführer A 6 A 7 — III" 

des RAD 
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Artikel 3 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1776), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 20. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 725), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 106 wird gestrichen. 

2. In § 108 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Ist der Beamte infolge Krankheit, Verwundung 
oder sonstiger Beschädigung, die er sich ohne 
grobes Verschulden bei Ausübung oder aus Ver- 
anlassung des Dienstes zugezogen hat, oder in- 
folge einer ohne grobes Verschulden eingetrete- 
nen Schädigung im Sinne des § 1 Abs. 1 oder 2 
des Bundesversorgungsgesetzes dienstunfähig 
geworden, so ist der Berechnung seiner ruhe- 
gehaltfähigen Dienstbezüge das Grundgehalt der 
Dienstalteisstufe zugrunde zu legen, die er in der 
nächsthöheren Besoldungsgruppe seiner Lauf- 
bahn bis zur Vollendung des fünfundsechzigsten 
Lebensjahres hätte erreichen können." 

3. § 109 wird gestrichen. 

4. In § 114 Nr. 1 werden hinter dem Wort „Wehr- 
dienst" die Worte „oder nicht berufsmäßigen 
Arbeitsdienst" eingefügt. 

5. § 181 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Tritt der Beamte wegen Dienstunfähig- 
keit infolge eines Unfalles (§ 135), den er aus 
Anlaß des ersten oder zweiten Weltkrieges 
als Beamter oder in Ausübung berufsmäßigen 
oder nichtberufsmäßigen militärischen oder 
militärähnlichen Dienstes (§§ 2, 3 des Bundes- 
versorgungsgesetzes) erlitten hat, in den 
Ruhestand, so wird Versorgung nach den all- 
gemeinen Vorschriften des für ihn geltenden 
Rechts mit der Maßgabe gewährt, daß sich der 
Vomhundertsatz des Ruhegehaltes um zwan- 
zig vom Hundert bis zum Höchstsatz von fünf- 


undsiebzig vom Hundert erhöht. Als Unfall 
im Sinne des Satzes 1 gelten auch alle nach 
dem Bundesversorgungsgesetz anerkannten 
gesundheitlichen Schädigungen, die der Be- 
amte aus Anlaß des ersten oder zweiten 
Weltkrieges als Beamter oder in Ausübung 
berufsmäßigen oder nichtberufsmäßigen mili- 
tärischen oder militärähnlichen Dienstes oder 
in Kriegsgefangenschaft, Internierung oder 
Gewahrsam erlitten hat, sowie Krankheiten, 
die auf außergewöhnliche Verhältnisse im 
Kampfgebiet zurückzuführen sind." 

b) In Absatz 5 tritt an die Stelle des Punktes 
hinter dem Wort „sinngemäß" ein Strich- 
punkt; folgender Halbsatz wird angefügt: 

„dabei gilt die Meldefrist im Sinne des § 150 
als dem Grunde nach gewahrt, wenn die Schä- 
digung von der für die Durchführung des Bun- 
desversorgungsgesetzes zuständigen Dienst- 
behörde als solche im Sinne der §§ 2, 3 an- 
erkannt wurde." 

Artikel 4 

In Artikel V Abs. 1 des Ersten Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallen- 
den Personen vom 19. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 980) werden die Worte „in Berlin jedoch unter der 
Voraussetzung des Artikels IV mit Wirkung vom 
1. Oktober 1951" gestrichen. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

Artikel 6 

Diese« Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 30. September 1968 


Dom 

Dr. Miessner 
Ertl 

Dr. Rutschke 
Forsch 
Opitz 
Jung 
Ollesch 

Schmidt (Kempten) 
Schultz (Gau-Bischofsheim) 

Mischnick und Fraktion 
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